
des bereits rechtskräftig festgestellten Schadenersatzan­
spruchs Grundlage der Wertfestsetzung sein kann, sondern 
daß Gegenstand des Verfahrens die Prüfung der Vorausset­
zungen für die Gewährung einer staatlichen Vorauszahlung 
ist. Unter Berücksichtigung dieses Verfahrensgegenstandes 
sowie der wirtschaftlichen Verhältnisse des Antragstellers 
hat die Festsetzung des Gebührenwerts auf der Grundlage 
des §172 Abs. 4 ZPO zu erfolgen; dabei sollte ein Wert von 
500 M nicht überschritten werden.

Wirkungen der Rechtskraft der Entscheidung
Hat das Gericht dem Antrag auf staatliche Vorauszahlung 
stattgegeben, ist der Beschluß nach Eintritt der Rechtskraft — 
in einer vom Gericht zu überwachenden Frist und mit Rechts- 
kraftvermerk des Sekretärs versehen — an die für den Wohn­
sitz des Antragstellers zuständige Kreisdirektion der Staat­
lichen Versicherung der DDR zu übersenden (§ 12 Abs. 2 
Satz 2). Diese ist nach Zugang der Entscheidung verpflichtet, 
diö staatliche Vorauszahlung in der vom Gericht festgelegten 
Höhe an den Antragsteller vorzunehmen (§ 14 i. V. m. § 2 
Abs. 3).

Mit der Zahlung an den Geschädigten geht dessen Scha­
denersatzanspruch gegen den Schädiger in Höhe der erbrach­
ten Leistung auf die Staatliche Versicherung der DDR über 
(§ 14 Abs. 2 Satz 2). Sie wird damit kraft Gesetzes Rechts­
nachfolger des Geschädigten und ist gemäß § 14 Abs. 3 ver­
pflichtet, den auf sie übergegangenen Schadenersatzanspruch 
gegen den Schädiger durchzusetzen. Um die Vollstreckung 
weiter, betreiben zu können, hat die Kreisdirektion der Staat­
lichen Versicherung dem Gericht die erfolgte Auszahlung 
an den Geschädigten nachzuweisen und die Umschreibung 
des Schuldtitels auf sie als neuen Gläubiger zu veranlassen 
(§ 90 Abs. 3 ZPO). Sie ist berechtigt, vom Schädiger einen 
Aufschlag in Höhe von 15 Prozent der an den Geschädigten 
geleisteten Vorauszahlung zu erheben (§ 14 Abs. 4).
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Gewährung der Vorauszahlung in besonderen Fällen

Ist der einem Bürger durch einen Straftäter zugefügte Scha­
den zwar in eine der o. g. drei Fallgruppen (§§ 3 bis 6) ein­
zuordnen, sind aber die nach dem Gesetz weiterhin erforder­
lichen Voraussetzungen für eine staatliche Vorauszahlung 
nicht erfüllt, besteht kein Anspruch. Zur Vermeidung von 
Härten enthält das Gesetz in § 13 eine Billigkeitsregelung, 
die vorsieht, daß in solchen Fällen — z. B. wenn einem Bür­
ger der DDR im Ausland durch eine Straftat ein Schaden 
zugefügt wurde oder wenn der Schaden Folge einer vor dem
1. Januar 1985 begangenen Straftat ist — ausnahmsweise eine 
staatliche Vorauszahlung gewährt werden kann. Die Ent­
scheidung darüber trifft der Minister der Justiz.
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Ausgleichszahlung ohne Vollstreckungstitel

Das Gesetz berücksichtigt auch die selten vorkommenden 
Fälle, in denen ein durch eine Straftat geschädigter Bürger 
keine gerichtliche Entscheidung zum Schadenersatz und da­
mit keinen Vollstreckungstitel erlangen kann, weil der Schä­
diger unbekannt ist oder gegen ihn aus anderen Gründen 
ein gerichtliches Verfahren nicht durchgeführt werden kann 
(z. B. weil er nicht schuldfähig ist). Liegen aber die Voraus­
setzungen für eine staatliche Vorauszahlung (§§ 3 bis 6) vor, 
kann dem geschädigten Bürger zur Vermeidung von Härten 
eine Ausgleichszahlung bis zur Höhe des nachgewiesenen 
Schadens gewährt werden (§ 15).

Der Begriff „Ausgleichszahlung“ soll hier verdeutlichen, 
daß es sich nicht um eine Vorauszahlung handelt; diese setzt 
ja das Bestehen einer gerichtlich festgestellten Schadener­
satzverpflichtung voraus. Die als Ausgleichszahlung zu ge­
währenden Leistungen tragen somit einen anderen rechtli­
chen Charakter. Sie sind als finanzielle Unterstützung des 
Geschädigten zu betrachten, bei der der nachgewiesene Scha­
den — aber nicht die Feststellung eines Schadenersatzan­
spruchs — Grundlage der Zahlung ist.

Nach § 15 Abs. 2 ist der Staatsanwalt für die Entscheidung 
über die Gewährung einer Ausgleichszahlung zuständig, un­
abhängig davon, ob sich das Verfahren in der Ermittlung 
befindet oder ob z. B. die eine Schuldfähigkeit des Schädi­
gers verneinenden Gründe im gerichtlichen Verfahren fest­
gestellt wurden.

Dem geschädigten Bürger steht auch hier ein Antrags­
recht zu. Der Antrag ist an den Staatsanwalt des Bezirks zu 
richten, in dessen Zuständigkeitsbereich das Ermittlungsver­
fahren anhängig ist oder war. Dem Antrag sollten zum Nach­
weis der Höhe des Schadens alle Unterlagen beigefügt wer­
den, die über Art und Umfang der Schädigung Aufschluß 
geben.

Ist der Bürger mit der Festlegung des Staatsanwalts des 
Bezirks nicht einverstanden, steht ihm das Rechtsmittel der 
Beschwerde zu. Hierüber entscheidet der Generalstaatsan­
walt der DDR endgültig. Die Bestimmungen der StPO 
(vgl. § 91) finden entsprechende Anwendung.

Die Ausgleichszahlung wird in Höhe des zuerkannten Be­
trags durch die Staatliche Versicherung der DDR an den ge­
schädigten Bürger geleistet (§ 15 Abs. 4). Wird ein zunächst 
unbekannt gebliebener Straftäter später ermittelt, informiert 
der Staatsanwalt des Bezirks darüber die Kreisdirektion der 
Staatlichen Versicherung, die die Ausgleichszahlung an den 
Geschädigten vorgenommen hat. Diese wird damit in die 
Lage versetzt, eine Schadenersatzverurteilung des Straftäters 
herbeizuführen und den in Höhe der Ausgleichszahlung auf 
sie übergegangenen Schadenersatzanspruch gegen den Straf­
täter durchzusetzen.

Realisierung völkerrechtlicher Verpflichtungen 
im 5. Strafrechtsänderungsgesetz
Dr. HEINZ DUFT,
Hauptabteilungsleiter im Ministerium der Justiz

Mit dem 5. Strafrechtsänderungsgesetz (5. StÄG)* 1 1 werden u. a. 
Verpflichtungen aus völkerrechtlichen Verträgen realisiert. 
Diese Transformation von Völkerrecht in das Strafrecht bestä­
tigt erneut die rechtspolitische Position der DDR, als gleichbe­
rechtigter, souveräner Staat die in völkerrechtlichen Ver­
trägen eingegangenen Verpflichtungen im Rahmen der inner­
staatlichen Rechtsordnung zu erfüllen. Das dient der Festi­
gung des Vertrauens in den Beziehungen zwischen den 
Staaten, der Zusammenarbeit zum Nutzen einer friedlichen 
Welt und der weiteren Durchsetzung der Prinzipien der 
friedlichen Koexistenz zwischen Staaten unterschiedlicher 
Gesellschaftsordnung.2

Seit ihrer Gründung hat die DDR die Achtung und Wah­
rung der allgemein anerkannten, dem Frieden und der fried­

lichen Zusammenarbeit dienenden Regeln des Völkerrechts zu 
einem Grundanliegen ihrer Innen- und Außenpolitik gemacht. 
Konsequent wurden die völkerrechtlichen Verpflichtungen 
zur Gestaltung der innerstaatlichen Rechtsordnung insbeson-

1 Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Strafgesetzbuches, des 
Zollgesetzes, des Gesetzes zur Bekämpfung von Ordnungswidrig­
keiten, des Strafregistergesetzes, des Devisengesetzes, des Kultur­
gutschutzgesetzes, des Luftfahrtgesetzes und des Gesetzes über das 
Post- und Femmeldewesen (5. Strafrechtsänderungsgesetz) vom
14. Dezember 1988 (GBl. I Nr. 29 S. 335). Vgl. dazu H.-J. Heusinger, 
„Die Rechtssicherheit der Bürger unseres Landes wird ständig ver­
vollkommnet“, NJ 1989, Heft 1, S. 3 f.; S. Wittenbeck, „Ausgestal­
tung des Strafrechts durch das 5. Strafrechtsänderungsgesetz“, NJ 
1989, Heft 2, S. 52 ff.

2 Vgl. „Aus dem Abschließenden Dokument des Wiener Treffens“, 
ND vom 21./22. Januar 1989, S. 5.


